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A n einer staatlichen deut-
schen Universität For-
schung und Lehre zu strate-
gischen Fragen oder gar zu 
icherheitspolitik und Mili-

täranalytik betreiben zu wollen, ist unge-
fähr so, als ob man in einer Frauenkneipe 
Herrenwitze erzählen oder im Landkreis
onneberg für Gendersprache werben 
will. Der Unterschied zu Frauenkneipen 
und onneberg ist jedoch, dass Universi-
täten die Offenheit für alle erkennbaren
und relevanten hemen der Gesellschaft 
und des Lebens für sich in Anspruch neh-
men. Als öffentlich finanzierte inrich-
tungen ist das  auch ihre Aufgabe. Was die 
Beschäftigung mit Fragen der internatio-
nalen icherheit und Machtpolitik (im 
Ausland nennt man das „strategische
tudien“) betrifft, besteht an deutschen 
Universitäten jedoch durchweg eine auf-
fällige Leere. In den meisten westlichen 
Demokratien gibt es universitäre Lehr-
stühle und Institute, die sich mit der r-
forschung von Kriegen, Machtpolitik, mi-
litärischen Kräfteverhältnissen, Konflikt-
analysen, Rüstungskontrolle und Pro -
zessen internationaler Ordnungsbildung 
befassen.

ie sind wichtig für die Herausbildung 
künftiger politischer liten und Vorbedin-
gung für das strategische Urteilsvermögen 
von Regierungen und Parlamenten. An
staatlichen Universitäten in Deutschland 
gibt es Lehrstühle für ibetologie, für Pa-
pyruswissenschaft, für mittelhochdeut-
sche prache oder für Romanistik des Mit-
telalters – aber keinen einzigen, regulär fi-
nanzierten Lehrstuhl für strategische
tudien oder icherheitspolitik.

Ich habe im Jahr 2001 einen Lehrstuhl 
für Internationale Politik an der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel übernom-
men und bis zum ommer 2016 innege-
habt. In dieser Zeit habe ich eminare zur 
icherheitspolitik und trategieforschung
angeboten und tudierenden die Möglich-
keit gegeben, zu diesen hemen Master-
arbeiten oder Dissertationen zu verfassen.
Ich war erstaunt, wie stark dieses Angebot 
angenommen wurde. Die Zahl der von 
mir betreuten sicherheitspolitisch ausge-
richteten Magister- und Masterarbeiten
lag bei über 200. Ich hatte ungefähr 70
Anfragen auf Dissertationsbetreuung, von 
denen ich 30 angenommen habe. Viele 
tudenten kamen nach Kiel, weil an ande-
ren Universitäten derartige hemen ver-
pönt waren.

s war mir möglich, Doktoranden zu
halten und in den Universitätsbetrieb zu
integrieren, weil mein 1998 verstorbener 
Vorgänger Werner Kaltefleiter ein An-
Institut für icherheitspolitik und einen 
Förderverein hinterlassen hatte, aus dem 
wir Dissertationsstipendien finanzieren
konnten. An-Institut bedeutet ein der Uni-
versität angeschlossenes Institut, welches 
aber nicht damit rechnen darf, aus dem re-
gulären tat der Universität finanziert zu
werden. Das Institut war nach Kalteflei-
ters od ohne ubstanz. Aus der Gruppe
der Doktoranden bildete sich nun die 
Kernmannschaft eines neuen Instituts für 
icherheitspolitik an der Universität Kiel
(IPK) heraus. s waren exzellente junge 
Menschen, die in der Zeit ihrer Mitwir-
kung am IPK ein hohes Maß an Profes-
sionalität entwickelten. Im Jahr 2011 ge-
lang es uns, aufgrund der Vorlage eines 27
Jahre alten Doktoranden den Zuschlag für 
ein mit über 300.000 uro dotiertes For-
schungsprojekt des Verteidigungsministe-
riums zu bekommen, in dem wir eine Bi-
lanz der militärischen und zivilen Bemü-
hungen um den Wiederaufbau 
Afghanistans ziehen sollten. Weitaus grö-
ßere Forschungseinrichtungen hatten das 
Nachsehen. Zur gleichen Zeit bekamen
wir ein in ähnlicher Höhe dotiertes Pro-
jekt der Deutschen Forschungsgemein-
schaft (DFG) zu einem Projekt der Nicht-

setzten eher auf „Friedensforschung“, 
die sie seit den Neunzigerjahren sowohl 
auf Bundesebene wie in den von ihnen 
regierten Ländern massiv finanziell und 
institutionell fördern. Mittlerweile gibt 
es in Deutschland über ein Dutzend Pro-
fessuren für Friedensforschung. Mehr als 
acht tudiengänge zur Friedens- und 
Konfliktforschung werden angeboten – 
aber nur einziger zu strategischen Ana-
lysen an der Universität Potsdam. 

Der Wissenschaftsrat bescheinigte der 
Friedensforschung im Jahr 2019, dass diese 
„in Forschung und Lehre einen unverzicht-
baren Beitrag zum Verständnis und zur Be-
arbeitung großer gesellschaftlicher Heraus-
forderungen“ leiste. atsächlich hat die 
deutsche, überwiegend „kritische“ Frie-
densforschung in den vergangenen zwei
Jahrzehnten den ideologischen Überbau 
für eine völlig realitätsferne Russland-,
Osteuropa-, Rüstungskontroll-, Bündnis-
und Verteidigungspolitik der Bundesregie-
rung gelegt, deren Fehlerhaftigkeit seit
dem 22. Februar 2022 eigentlich jedem ver-
nünftigen Menschen bekannt sein müsste. 
Aus der strategischen Forschung sowie aus 
der Osteuropaforschung kam eine War-
nung nach der anderen, die aber in der Poli-
tik nicht beachtet wurde. Werden aufgrund 
dieser rfahrungen Folgerungen für die 
Forschungsförderung gezogen? Bislang 
gibt es dafür keine Anzeichen.

U nionsparteien und FDP 
sind nie auf die Idee ge-
kommen, dass die Förde-
rung der Friedensfor-
schung durch PD und 

Grüne durchaus einen politischen Hin-
tergrund hatte. Mit ihnen kann man den 
öffentlichen Diskurs beeinflussen. s ist 
mir bis heute kein Bildungspolitiker aus 
Union oder FDP bekannt geworden, der 
oder die sich in ihrem Bundesland aktiv 
für die inrichtung von Lehrstühlen für 
icherheitspolitik an den ihnen unter-
stellten Universitäten eingesetzt haben. 
s gibt Universitäten, an denen sich Pro-
fessoren aus eigenen tücken mit icher-
heitspolitik und strategischen Fragen be-
fassen, aber das sind eher inzelkämp-
fer, die teilweise die gleichen Probleme 
erleben wie ich. An der Universität Bonn 
hat das Verteidigungsministerium zwar 
eine tiftungsprofessur für icherheits-
politik eingerichtet, aber auch diese 
steht ständig in der  Kritik. 

Aber nicht nur Union und FDP sind 
gefordert. s wird Zeit, dass die von 
Bundeskanzler cholz beschworene 
„Zeitenwende“ sich auch in sozialdemo-
kratisch und grün regierten Bundeslän-
dern an den dortigen Universitäten be-
merkbar macht. Die Politik sollte ange-
sichts der Zeitenwende parteiüber -
greifend klare ignale setzen und den 
Universitäten entsprechende Vorgaben 
zur inrichtung von sicherheitspoliti-
schen Lehrstühlen machen. ie sollte 
auch die finanziellen Voraussetzungen 
dafür schaffen. Auch bei anderen he-
men (Klima, Gender) war das möglich. 
onst wird sich nie etwas ändern und 
man wird sich darauf einstellen müssen, 
dass an icherheitspolitik und trategie-
analysen interessierte junge Menschen 
weiterhin vorwiegend ins Ausland gehen 
und dort verbleiben. Und man wird sich 
darauf einstellen müssen, dass das in 
uropa als Führungsmacht wahrgenom-
mene Deutschland weiterhin in strategi-
scher Blindheit verhaftet bleibt.

Der Autor war von 2001 bis 2016 Professor für 
Internationale Politik an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel und von 2002 bis Juli 2023
Wissenschaftlicher Direktor des Instituts für 
Sicherheitspolitik an der Universität Kiel (ISPK). 
Er ist Begründer, Herausgeber und 
Chefredakteur der Zeitschrift für strategische
Analysen SIRIUS.

Über den Köpfen der meisten promovier-
ten Wissenschaftler schwebt das Damok-
lesschwert eines baldigen Vertragsendes. 
Dies gilt auch im Fach Geschichte. Dort 
waren laut Zahlen des tatistischen Bun-
desamtes im Jahr 2020 2399 Personen 
oder knapp 72 Prozent der Historiker an 
den Universitäten befristet beschäftigt. 
eit dem Inkrafttreten der Befristungs-
grenzen (in der Novelle des Hochschul-
rahmengesetzes von 2002, im WissZeitVG 
von 2007) ist also nach 20 Jahren kein 
gegenläufiger rend erkennbar. Verbes-
sert hat sich nichts, vielmehr haben sich 
die Aussichten seither dramatisch ver-
schlechtert. Denn Arbeitsbedingungen 
und Zukunftsaussichten werden nicht 
durch Befristungsverbote geschaffen, son-
dern durch tellen. Diese aber sind seit 
Jahren rückläufig: Von 2005 bis 2020 
schrumpfte der Anteil von Professoren-
stellen von 30 auf 20 Prozent der wissen-
schaftlichen tellen an Hochschulen. Vie-
le Länder sparen an ihren Universitäten. 
Unbeeindruckt von den Befristungsverbo-
ten des Bundes legen sie immer schlechte-
re trukturpläne auf und lassen sich die 
mangelnde Grundfinanzierung durch 
Drittmittel und xzellenzmittel des Bun-
des ausgleichen. Auch im Fach Geschichte 
beruhte das moderate Wachstum wissen-
schaftlicher tellen in den letzten Jahr-
zehnten darauf, dass Historiker Drittmit-
telprojekte eingeworben haben.

o nahm der Anteil befristeter Beschäfti-
gung also in Wirklichkeit zu. Das bisherige 
WissZeitVG war im Fach Geschichte nicht 
viel mehr als ein törfaktor. Der arbeits-

rechtliche Bezugsrahmen des WissZeitVG 
passte nie zu den Bedürfnissen des Faches. 
Hinzu kam in all den Jahren die Willkür bei 
der Anwendung des Gesetzes durch Ver-
waltungen. Diese versuchen sich vor un-
erwünschten inklagen zu schützen. Bei 
der valuation des WissZeitVG beklagten 
sich knapp 50 Prozent über Rechtsunsicher-
heit bei ihren Verwaltungsentscheidungen. 

Das neue Gesetz in seiner jetzigen Fas-
sung würde die Bedingungen für promo-
vierte Historiker sehr stark verändern. 
Nur eine sehr kleine Minderheit konnte 
in den letzten zwei Jahrzehnten die neu-
en Förderformate nutzen und als Nach-
wuchsgruppenleitende und Juniorprofes-
soren ein eigenes Projekt durchführen 
und dort Promovierende betreuen. In vie-
len Fällen ersetzen Juniorprofessuren al-
lerdings Professuren, denn Juniorprofes-
suren sind sehr viel billiger – und haben 
keine promovierten Mitarbeiter. Den-
noch gab es 2020 nur 43 solcher Junior-
professuren in Deutschland! Auch ist die 
Zahl der W2- und W3-Professuren seit 
2002 gesunken; zudem wurde auch deren 
„Ausstattung“ mit Assistenzen im Fach 
Geschichte vielerorts stark gekürzt. Da-
her ist der traditionelle Karriereweg der 
Assistenz heute für viele verschlossen. 
Überdies werden in dieser Phase wegen 
der Höchstbefristungsdauer mindestens 
zwei, wenn nicht sogar mehr befristete 
Arbeitsverhältnisse eingegangen. Dane-
ben hat sich in den letzten zwei Jahrzehn-
ten für Promovierte die Parallelkarriere 
in Drittmittelprojekten und Forschungs-
verbünden etabliert. Hier sind die 

Arbeitsbedingungen sehr unterschied-
lich, vielfach mit der Nebenwirkung, dass 
Zeit für das eigene Forschungsprojekt 
fehlt. Dem Zugewinn an internationalen 
Forschungskontakten auf diesem Karrie-
reweg steht überdies geringe Lehrerfah-
rung gegenüber. Vielfach kompensieren 
dies Projektmitarbeiter durch freiwillige 
Mehrarbeit (aka elbstausbeutung) mit 
Lehraufträgen. Der Weg zur Habilitation 
dauert im Fach im Durchschnitt elf Jahre 
und wird meist erst im Alter von 43 Jah-
ren erreicht. Über die Gründe kann man 
trefflich spekulieren. Gewiss ist nur, dass 
im Fach Geschichte die disziplinären 
Qualitätsstandards und akademischen 
Routinen unbeeindruckt vom Druck des 
Bundes weitergeführt worden sind. 

Für die allermeisten Promovierten ha-
ben sich also durch Gesetzes- und par-
auflagen die Chancen gleich zweimal ver-
ringert. Altersbegrenzungen zum Beispiel 
beim Wanka-Programm haben zusätzlich 
den Kreis der Berufbaren zulasten älterer 
und länger im Fach ätigen einge-
schränkt. Die Reform des WissZeitVG 
verschärft die Nachteile derer, die den Kö-
nigsweg zur Professur nach den alten Re-
geln eingeschlagen hatten und nun mit 
einer erneuten Verschärfung der Höchst-
befristungsgrenzen konfrontiert werden. 
Das Berufsziel Professur ist zu einem Pri-
vileg für immer weniger Historiker gewor-
den. Der Weg dorthin wird zunehmend 
schlechter planbar. ine Professur ist 
durch sehr gute wissenschaftliche Leis-
tungen allein nicht zu erreichen. Zufall, 
kleine Altersunterschiede und Geschlecht 

spielen eine lokal je unterschiedliche Rol-
le. Für die Betroffenen muss das wie eine 
zynische Lotterie wirken.

Die meisten Promovierten würden nun 
nach kurzer Zeit gezwungen, entweder 
aufzugeben oder eine private Finanzie-
rung zu suchen. inige wenige (an den 
meisten Universitätsstandorten werden 
die Zahlen für das Fach Geschichte kaum 
zweistellig werden) werden tellen erhal-
ten, für die jedoch eigene originelle For-
schung nicht mehr vorgesehen und daher 
auch nicht mehr möglich sein wird. ie 
würden stattdessen deutlich mehr als vier 
emesterwochenstunden lehren und 
Daueraufgaben der Verwaltung überneh-
men. Für die wenigen Festangestellten 
besteht so die Gefahr, dass die kreative 
Phase eigenständiger Forschung endet, 
bevor sie richtig begonnen hat. 

Der gesetzgeberische Weg des ntfris-
tungszwangs wird also auch erhebliche 
fachliche Nebenwirkungen haben. Die 
zweite Qualifizierungsphase dient im 
Fach Geschichte vor allem der rweite-
rung des wissenschaftlichen Horizontes. 
ie bietet Zeit und Gelegenheit, aufwen-
dige, originelle und methodisch weiter-
führende Forschung in einem neuen Ge-
biet zu unternehmen. Zugleich werden 
dadurch fachliche Breite und Forschungs-
nähe in der Lehre gesichert. Die aktuel-
len Pläne würden also die Geschichtswis-
senschaft insgesamt und ihre internatio-
nale Konkurrenzfähigkeit erheblich 
treffen. Das ist umso bedauerlicher, als 
derzeit wichtige methodische und inhalt-
liche Herausforderungen bestehen, für 

die Forschung unerlässlich ist. Das gilt 
nicht zuletzt für die Digitalisierung oder 
auch für die Herausforderungen der glo-
balen Welt. Der Aufbau dieser neuen Be-
reiche erfolgt derzeit in den meisten Fäl-
len projektförmig und würde durch die 
neuen Regelungen im schlechtesten Fall 
ausgebremst.

Zur Kritik an den Folgen des Wiss-
ZeitVG ist in den letzten 15 Jahren aus 
den unterschiedlichen politischen La-
gern vieles gesagt worden; aber dennoch 
wurde es wider alle rfahrung nie 
grundsätzlich auf den Prüfstand gestellt. 
Wir müssen daher wiederholen, dass wir 
aus rfahrung wissen, dass die Befris -
tungs begrenzungen des WissZeitVG vie-
lerorts mit icherheit anderes bewirken, 
als die Gesetzgebenden es versprechen. 
Die rfahrungen mit dem Berliner Re-
formgesetz geben genug Anlass zur or-
ge. s ist daher bestürzend, wie einseitig 
die Diskussion in dieser Hinsicht geführt 
wird und wie fahrlässig die Universitä-
ten in dieser Hinsicht mit ihren Verwal-
tungsproblemen allein gelassen wurden 
und werden.

Doch mehr denn je ist Geschichtswis-
senschaft die Disziplin, die demokrati-
sche Geschichtskultur in der Öffentlich-
keit forschungsbasiert und faktenfundiert 
verteidigt und die dazu nötigen Metho-
den vom chulunterricht an zur Verfü-
gung stellt. Die von der Geschichtswis-
senschaft erarbeiteten echniken, Infor-
mationen zu kritisieren und einzuordnen, 
sind heute offenkundig wichtiger denn je. 
Die Gesellschaft ist auch darauf angewie-

sen, sich auf spezialisierte xpertise in 
komplexen Fällen verlassen zu können. 
In diesem Zusammenhang sei daran erin-
nert, dass die meisten unserer Promo-
vierten die Universität verlassen. ie sind 
in chulen, in der politischen Bildungs-
arbeit, in Gedenkstätten, Museen oder 
Archiven beruflich tätig. Die Geschichts-
kultur der Bundesrepublik Deutschland 
lebt von der großen Zahl fachwissen-
schaftlich ausgebildeter xpertinnen und 
xperten. Auch in diesen Bereichen sind 
sie von Befristungsgrenzen betroffen, 
und zwar durch das eilzeit- und Befris-
tungsgesetz von 2000. Auch dieses Ge-
setz hat durch die Befristungsgrenze auf 
zwei Jahre in vielen Museen und in ande-
ren öffentlichen inrichtungen zur Wan-
derarbeit wissenschaftlich hochqualifi-
zierter Promovierter und zu einer Ver-
schwendung gesellschaftlich bedeut -
samer Kompetenzen geführt, weil viele 
Promovierte sich auf diese unmöglichen 
Bedingungen nicht mehr einlassen wol-
len. Auch das ist bekannt. Für innovative, 
international wettbewerbsfähige For-
schung und für die tärkung des histori-
schen Bewusstseins in Deutschland be-
darf es also eher der Flexibilisierung der 
vorhandenen Mittel und der Durchlässig-
keit der Karrierewege innerhalb und 
außerhalb der Universitäten.

Prof. Dr. Dorothea Weltecke ist  Professorin 
für Europäische Geschichte des Mittelalters 
an der HU zu Berlin. Prof. Dr. Lutz Raphael, 
Seniorforschungs professor für Neuere und 
Neueste Geschichte an der Universität Trier
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verbreitungsforschung, welches auf der 
Vorarbeit eines 25 Jahre alten Doktoran-
den beruhte. in weiterer Doktorand 
nutzte ein tipendium in den Vereinigten 
taaten, um sich dort mit hemen mariti-
mer icherheit intensiv vertraut zu ma-
chen. Ganz aus eigener Kraft bauten wir 
im Feld der errorismusforschung eine
vertiefte xpertise auf.

Wir begannen mit einschlägigen Insti-
tuten aus dem Ausland zu kooperieren, 
wie dem Royal Institute for International 
Affairs (Chatham House), dem Center 
for a New American ecurity und dem 
Center for Naval Analyses (beide in Wa-
shington, D.C.) und weiteren universitä-
ren und außeruniversitären Instituten in 
Dänemark, chweden, Norwegen, Israel 
und Italien. Wir wurden zunehmend 
international wahrgenommen. 

Wer gedacht hätte, dass diese ntwick-
lung an der Universität Kiel Anerken-
nung fände, sah sich enttäuscht. Im 
Gegenteil, wir mussten uns gegen mili-
tante Pazifisten innerhalb und außerhalb 
der Universität verteidigen. Diese mach-
ten timmung gegen das Institut und 
gegen mich. Ich wurde als „Kriegstrei-
ber“ bezeichnet. Die Universitätsleitung 
wurde aufgefordert, unser Forschungs-
projekt für das Verteidigungsministerium 
zu verbieten und das Institut aus dem 
Verbund der Universität zu entfernen. 
Der enat der Universität wurde mehr-

fach mit derartigen Anträgen befasst, die 
weitgehend aus den Reihen studentischer 
Vertretungskörperschaften kamen. 

Gefordert wurde auch eine Zivilklausel, 
mit der Forschung zu hemen der icher-
heitspolitik unterbunden werden sollte.  
Wegen des Widerstands vieler Kollegen
vorwiegend aus den naturwissenschaftli-
chen und medizinischen Fächern und der 
Rechtswissenschaft ist daraus nie etwas 
geworden. Aber das Präsidium zeigte sich
häufig reichlich wankelmütig. An anderen 
Universitäten gab es noch extremere Fälle.
icherheitspolitische Forschungsprojekte 
durften nicht bei Drittmittelgebern einge-
reicht werden, weil eine „thikkommis-
sion“ sich dagegen ausgesprochen hatte,
oder radikale Vertreter der Zivilklausel
sprengten Vortragsdiskussionen.

Der Protest nahm auch in Kiel hand-
greifliche Formen an. Als wir 2015 erst-
mals eine internationale Konferenz zu 
maritimen icherheitsfragen während 
der Kieler Woche veranstalteten, kam es 

zu einer Demonstration von etwa 250 
Kieler Friedensaktivisten, über die der 
NDR ausgiebig und mit ympathie be-
richtete. Dasselbe chauspiel wiederhol-
te sich 2016 anlässlich der zweiten Kon-
ferenz. Nur fing damals die Kieler Polizei 
einen ganzen rupp chläger aus der 
autonomen zene Hamburgs am Kieler 
Bahnhof ab und nahm ihnen Farbbeutel 
und chlagstöcke ab.

Der Landesvorsitzende der Linkspartei,
Lorenz Gösta Beutin, störte im Juni 2016
eine Vorlesung von mir und brachte eine
Gruppe vermummter und offenkundig 
auch gewaltbereiter „tudenten“ mit sich. 
Als ich daraufhin den Präsidenten der 
Universität Kiel bat, Beutin Hausverbot zu
erteilen, bekam ich einen windelweichen 
Antwortbrief, in dem es hieß, dass sich
das „Problem“ durch meine demnächst 
anstehende meritierung von alleine lö-
sen werde. Inzwischen ist der damalige
Präsident durch eine Präsidentin ersetzt 
worden, die das anders sieht.

Nach meiner meritierung gelang es
dem IPK, eine institutionelle Förderung 
durch eine private und gemeinnützige 
Wissenschaftsstiftung zu bekommen. Die-
se Förderung ist zwar klein, aber sie hat es
ermöglicht, dass herausragende alente,
die das IPK angezogen und entwickelt
hatte, beibehalten und auch Personen von 
außerhalb eingestellt werden konnten, die 
aufgrund ihrer sicherheitspolitischen Aus-
richtung an deutschen Universitäten kei-
ne Anstellung fanden. Das Institut ist pro-
duktiv und international gut vernetzt. Mit-
arbeiter werden in Berlin, Brüssel oder
Washington um ihren Rat gebeten und 
sind Adressaten vieler journalistischer
Anfragen aus dem In- und Ausland. Das 
Institut veranstaltet in Kiel und Berlin re-
gelmäßig internationale Konferenzen zu
strategischen Fragen. s wäre eingegan-
gen, wenn es nicht diese institutionelle 
Förderung bekommen hätte. Ich habe
mich vergebens bemüht, sei es beim Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung oder der Landesregierung chles-
wig-Holsteins, eine dauerhafte Förderung 
zu sichern. Jedes Mal wurde ich mit der 
Behauptung abgewiesen, dass keine Mit-
tel für derartige Förderung bereitstünden.

Hier wird ein grundsätzliches Problem 
der Politik offenkundig. Unter den Par-
teien standen PD und Grüne der hier 
beschriebenen strategischen Forschung 
grundsätzlich ablehnend gegenüber. ie 

Deutschlands
strategische Blindheit 
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Lehrstühle für icherheitspolitik 
fehlen oder stehen unter Dauerkritik 

Von Joachim Krause
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